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Das Konkordat Preußens mit dem römischen Stuhle und
seine Beziehungen zur Schule

Bon Joseph Glanz, Bonn.

Die Konkordatsverhandlungen, die der Frei-
staat Bayern in den Jahren 1924/25 mit dem römi-
schen Stuhle führte, hatten zu harten Kämpfen
und zu vielen Angriffen auf die katholische Kirche
geführt. Kämpfe, die auch dann nicht zu Ende wa-
ren, als das Konkordat zum Abschluß kam. Die
Presse der liberalen deutschen Lehrervereine, des

Allgemeinen Deutschen Lehrervereins und seiner
Zweigvereine in den einzelnen Ländern führte vor
allem diesen Kampf, und sie konnte sich nicht ge-

nug tun, das bayrische Konkordat und vor allem
seine Schlußbestimmungen anzugreifen. Die gleiche
Presse nahm den Kampf gegen ein preußisches
Konkordat auf, als bekannt wurde, daß der apo-
stolische Nuntius Pacelli mit der preußischen

Staatsregierung über den Abschluß eines Konkor-
dates verhandelte. Eine Entschließung nach der
andern wurde an die Regierung und den preußi-
schen Landtag nach Berlin geschickt, die vor dem

Abschluß eines Konkordate mit dem römischen

Stuhle warnen sollten, Entschließungen, die in ihrer
scharfen Polemik jede Sachlichkeit vermissen ließen.
In längeren Presseartikeln (z. B. „Preußische Leh-
rerzeitung" 1929, Nr. 25 „Zum preußischen Kon-
kordat") wurde mit teilweise völlig unrichtigen An-
gaben und Zahlen gegen die Konkordatsverhand-
lunzen gearbeitet, eine Kampfesweise, die in einem

Artikel der „Kölnischen Volkszeitung": „Zum
preußischen Konkordat. Eine Abwehr" („Kölnische
Volkszeitung". 9. März 1929, Nr. 172) genügend

beleuchtet wurde. Nach langen und teilweise schwie-
rigen Verhandlungen kam das Konkordat endlich
am 9. Juli dieses Jahres zustande. Mit- 243 Stim-
men des Zentrums, der Wirtschaftspakte!, der
Demokraten und Sozialisten gegen 173 Stimmen
der Deutschnationalen, der Deutschen Volkspartei
und der Kommunisten wurde der feierliche Ver-
trag des preußischen Staates mit dem römischen
Stuhle angenommen. Obwohl das Konkordat von
Sozialisten und Demokraten, die gewöhnlich die
schärfsten schulpolitischen Gegner der katholischen
Schulsorderungen sind, angenommen wurde, ob-
wohl das Konkordat keinerlei Schulbestimmungen
wie das bayrische Konkordat enthält, glaubten die
liberalen deutschen Lehrervereine dennoch noch
weiter gegen das Konkordat arbeiten zu müssen.

In der „Schweizerischen Lehrerzeitung" (24. Aug.
1929, Nr. 34) ist eine Entschließung wiedergege-
ben, mit der der Deutsche und der Preußische Leh-
rerverein gegen den vorliegenden Vertrag an die

Öffentlichkeit traten:
„Der Deutsche Lehrerverein hat in seinen Ent-

schließungen in Düsseldorf und Dresden erklärt,
daß er das in Aussicht genommene preußische Kon-
kordat aufs schärfste bekämpfen werde, wenn es

Bestimmungen über die Schule enthalten sollte.
Die unterzeichneten Verbände stellen fest, daß in
dem jetzt vorliegenden Vertrag zwar Bestimmun-
gen über die Schule nicht ausdrücklich enthalten
sind, daß aber trotzdem die Schule durch zahlreiche
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Bestimmungen unmittelbar und mittelbar stark ge-
troffen wird.

Der erste Artikel, in dem der Staat der Frei-
heil der Ausübung der katholischen Religion den

gesetzlichen Schutz gewährleistet, bietet der katho-
lischen Kirche rechtlich die Möglichkeit, unter Be-
rusung auf das kanonische Recht auch die Schule,
und zwar sowohl nach ihrem Geiste wie in ihrer
äußeren Einrichtung, und die Lehrerbildung zu be-

einflussen.
Die in Artikel 5 der Kirche ausdrücklich ge-

wahrleisteten Eigentumsrechte bedeuten eine. Er-
schwerung, Verzögerung und Verteuerung der

vereinigten Schul- und Kirchenämter.
Artikel 9 und 19 machen es möglich, daß zu-

künftigen Geistlichen, die ihre Ausbildung auf rein
kirchlichen Anstalten oder auf außerdeutfchen Hoch-
schulen erhalten, eine Einführung in das deutsche

Kulturgut vorenthalten wird. Es bedeutet für das
deutsche Bildungswesen eine schwere Gefahr, wenn
so vorgebildete Geistliche als Religionslehrer oder
als geborene Mitglieder der Schulvorstände tätig
sind und in dieser doppelten Eigenschaft einen

überaus starken Einfluß geltend machen können.

Die Bestimmungen über die katholischen Fakul-
täten bedeuten den Anfang einer Klerikalisierung
der Hochschule, die auch auf alle übrigen Schu-
len verhängnisvoll wirken muß.

Der Deutsche Lehrerverein und der Preußisch«
Lehrerverein müßen deshalb von ihrem Stand-
punkte aus auch den vorliegenden Vertrag ab'.eh-

nen. Sie halten es für ihre Pflicht, die Oeffentlich-
keit, die Staatsregierung und insbesondere die po-
litischcn Parteien des preußischen Landtags auf die
der Schule und der deutschen Bildung drohenden
Gefahren und auf die schwere Verantwortung, die

mit der Zustimmung zu diesem Entwurf übernom-
men wird, nachdrücklichst hinzuweisen."

Man kann von liberalen Lehrervereinen nicht

erwarten, daß sie in schulpolitischen Fragen unse-

rer Meinung sind, man kann ihnen nicht verweh-
ren, sachlich Kritik an Konkordatsbestimmungen zu
üben, die ihren Auffassungen und Wünschen wid-r-
sprechen: die Gründe sind aber gar zu armselig,
um deren willen das abgeschlossene Konkordat ab-

gelehnt wird. Besonders scharf bekämpft wird der

erste Artikel des Vertrages, weil er der Kirche die

Möglichkeit biete, unter Berufung auf das kanoni-
sche Recht Ansprüche auf die Schule, auf ihre
äußere und innere Einrichtung und auf die Gestal-
tung der Lehrerbildung zu macken. In diesem Ar-
tikel sind einmal Schulfragen überhaupt nicht er-
wähnt, dazu kommt aber noch die eigens abgege-
bene Erklärung der Regierung, daß Schulfreien
in dielem Artikel in keiner Weise berührt würden,
ein- Erklärung, die auch von Seiten des Zentrums
gebilligt wurde. In der „Schweizerischen Lehrer-

zeitung" wird richtig angeführt, daß der aposto-
lische Nuntius eine Behandlung der Schulsrage im
Konkordat angestrebt > hat, daß aber diesem Ver-
such der Widerstand der Demokraten und Sozia-
listen gegenüberstand, die erklärten, jedes Konkor-
dat, das Schulfragen behandelt, ablehnen zu müs-
sen. Die Kirche kann und wird nicht auf eine Lö-
sung der Schulf r a ge verzichten, wie sie ihren
Auffassungen entspricht. Das zeigt zur Genüge der
Briefwechsel zwischen dem aposto'ischen Nun aus
Pacelli und dem preußischen Ministerpräsidenten
Braun, der in den ,,^à apostolicav saäis" vom
13. August 1929 veröffentlicht und vor kurzem in
der deutschen Preste wiedergegeben wurde. Der
apostolische Nuntius schreibt u. a.:

„Seine Heiligkeit bedauert jedoch, daß der der
Preußischen Volksvertretung vorgelegte Vertrag
im Gegensatz zu den wiederholt und nachdrückl.ch

^geltend gemachten Forderungen des Heiligen
Stuhles, die dieser aus grundsätzlichen Erwägungen
zu erheben sich veranlaßt sah, keine Regelung der

Schulfrage enthält. Es darf diesbezüglich daran
erinnert werden, daß die Preußische Regie?Ung
durch eine Note vom 6. Januar 1922, die der ehe-

malige Minister für Wissenschaft, Kunst und
Volksbildung, Herr Dr. Boelitz, an den Un-
terzeichneten richtete, die verbindliche Erklärung
abgegeben hat, sie „werde auf Ersuchen des Rei-
ches mit diesem in Verhandlungen über die Rege-
lung der religiösen Seite der Schu'frage im Kon-
kordat eintreten." Wenn der zitierte Satz sich auch
in besonderem Betreff auf ein zukünftiges Reichs-
konkordat bezog von dem in ienem Zeitpün't vor-
wiegend die Rede war. so bekannte sich in ihm die
Preußische Regierung doch ausdrücklich zum
Grundsatz der „Reaelung der religiösen Seite der

Sckulfrage im Konkordat" und zwar ohne dabei
einen Unterschied zu machen zwischen einem Kon-
kordat mit dem Reich und einem sacken mit
Preußen. Dieser Unterschied ist auch in den der
fraglichen Erklärung vorausgehenden Bespreckmn-

gen nickt gemacht worden, welch letztere vielmehr
ihren Ausgangspunkt von einer Preußen unmittel-
bar berührenden Anaelegenheit nehmen.

Während der Erörterungen mit den Regie-
runaskommjssaren scklugen diese im Auftrage des

Herrn Ministers für Wissenschaft, Kunst und
Volksbildung im Juni 1927 eine Mindestformel
über die Schule vor die vom Heiligen Stuhle nur
unter äußerstem Entgegenkommen angenommen
wurde, vor allem weil staatlickerseits damals der

formalfuristische Grund geltend gemacht wurde,
daß diele Materie unter die Zuständigkeit des

Reiches falle.
Umso schmerzlicher bedauerte der Heilige

Stubl die spätere Streichung auck dieses schon so

unzulänglichen Artikels, eine Streichung, die um-
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soweniger als gerechtfertigt gedacht werden konnte,
als alle Parteien, die das zeitige Koalitionsmini-
sterium bilden, auch im Januar 1922 im Preußi-
schen Kabinett vertreten waren.

Wenn trotzdem der Heilige Stuhl sich entschlos-
sen hat, daraufhin die Konkordatsverhandlungen
nicht abzubrechen, so tat er dies lediglich mit Rück-
ficht auf die von feiten der Preußischen Regierung
im Laufe der Verhandlungen erfolgte Zurückfiel-
lung erheblicher Forderungen und vor allem aus
dem ernsten Wunsche, den Katholiken Preußens
die übrigen aus dem Konkordate sich ergebenden
Nechtswirkungen und Sicherungen ihrer religiösen
Freiheit, sowie dessen günstige Auswirkungen aus
ein geordnetes Verhältnis zwischen Kirche und
Staat nicht zu gefährden. Er vermag indes nicht
davon abzusehen, daß diese seine Stellungnahme
niemals als Verzicht auf die Grundsätze gedeutet
werden darf, die ihn zu der Forderung veranlaßt
hatten, daß nämlich, wie in den anderen Konkor-
baten der neuesten Zeit, so auch in der feierlichen
Uebereinkunft mit Preußen die Schulfrage mitein-
begriffen werde." (Xew spastolicae seclis 1929
sXXI.s Nummer 11. S. 536 ff.)

Der preußische Ministerpräsident versicherte in
seiner Antwort, daß die Ausschaltung der Schul-
frage aus dem abgeschlossenen Konkordat in keiner
Weise eine Schmälerung der verfassungsmäßigen
Rechte der preußischen Katholiken aus dem Ge-
biete der Schule, insbesondere hinsichtlich der kon-
fessionellen Schule und des Religionsunterrichts
bedeute, die preußische Staatsregierung erachtete
es als ihre selbstverständliche Pflicht, die in der

Reichsversassung anerkannten religiösen Rechte zu
wahren und zur vorgesehenen Auswirkung zu brin-
gen (vgl. Germania. 13. Sept. 29. Nr. 426).

Mögen die liberalen Lehrervereine, mag die
liberale und sozialistische Presse auch die Ausschal-
tung der Schulfrage aus dem preußischen Konkor-
dat erreicht haben, die deutschen Katholiken habeik

damit nicht auf eine ihrer Gewissensüberzeugung
entsprechende Regelung der Schulfrage verzichtet.
Das beweist zur Genüge ein Briefwechsel zwischen
dem Führer des deutschen Zentrums, Prälat Dr.
Kaas, und dem Apostolischen Nuntius. Kaas
schreibt:

„Mag auch der Ausfall einer ausdrücklichen

Regelung der Schulfragen als schmerzliche
Lücke empfunden werden — der von Ew. Excellenz
mit dem Herrn preußischen Ministerpräsidenten
ausgetauschte Notenwechsel läßt mit aller wün-
schenswerten Deutlichkeit in Erscheinung treten,
daß das Fehlen einer solchen Regelung für den

Heiligen Stuhl keinen Verzicht auf unveräußerliche
Rechtsansprüche darstellen kann. Andererseits darf
ich Ew. Exzellenz die Versicherung geben, daß die

in der Deutschen Zentrumspartei zusammenge-

schlossenen Katholiken gerade auf diesem Gebiete mit
stärkster Energie darüber wachen werden, daß die

religiöse Seite der Schulfrage eine
gesetzgeberische Regelung findet,
die unsern kirchlichen Ausfassungen
gerecht wird. Es ist mir eine besondere Ge-
nugtuung gewesen, daß es der Deutschen Zen-
trumspartei in planvoller Arbeit gelungen ist, trotz
außerordentlicher Widerstände die Parlamentär!-
schen Voraussetzungen für das Zustandekommen
des Konkordates zu schaffen. In demselben Geist
und mit derselben Energie werden wir auch in den

schulpolitischen Kämpfen der Zukunft getreu unse-

rer Tradition der erzieherischen Mission der Kirche
den Weg zu ebnen wissen " (Kölnische Zeitung. 14.

Sept. 1929, Nr. 503 b.)

Die Befürchtung der liberalen Lehrervereine,
es könnten aus Artikel 1 des Konkordates schulpo-

litische Ansprüche von der Kurie abgeleitet werden,
sind also hinfällig. Der Vatikan und die deutschen

Katholiken haben aber darum keineswegs auf eine

künftige kathol. Gewissenssorderungen entspre-
chende Regelung der Schulfrage verzichtet. Die
deutschen Katholiken werden gerüstet sein, wenn
neue schulpolitische Kämpfe in Deutschland kom-

men- Altreichskanzler Dr. Marx hat es auf dem

Katholikentag in Freiburg ausgesprochen, daß die

Katholiken niemals die Schule nur als Ver-
a n st a l t u n g des Staates ansehen werden,

daß es neben dem berechtigten Interesse des

Staates an der Schule auch Interessen der Eltern
und der Kirche gibt. Die deutschen Katholiken
werden bei kommenden Kämpfen die Rechte der
Kirche und die Rechte der katholischen Eltern zu
schützen wissen.

Die Angriffe der liberalen Lehrervereine richten
sich weiter vor allem gegen Artikel 9 und 10 des

Konkordates, weil Geistliche angestellt werden kön-

nen, die auf ausländischen Hochschulen, z. B. aus
der päpstlichen Hochschule zu Rom, ihre philosv-
phisch-theologische Ausbitdung erhalten haben.

Die Entschließung des Deutschen und Preußi-
schen Lehrervereins, die in der „Schweizerischen
Lehrerzeitung" wiedergegeben ist, macht sich Sor-
ge darum, daß diese Geistlichen, die ihre Ausbil-
dung auf rein kirchlichen Anstalten oder auf außer-
deutschen Hochschulen erhalten, eine Einführung in
das deutsche Kulturgut vorenthalten werden könne.

Es bedeute für das deutsche Bildungswesen eine

schwere Gefahr, wenn so vorgebildete Geistliche
als Religionslehrer angestellt würden. In der All-
gemeinen Deutschen Lehrerzeitung (Nr. 23. 6.

Juni 1929. S. 465 f.) wird zu dieser Frage aus-
geführt, daß der Geist des romanisch-katholischen
Forschens und Denkens, der auf der päpstlichen
Hochschule herrschend sei, sich völlig unterscheide

von dem germanischen Geiste, der das Wesen der
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deutschen Hochschulen bestimme. Ein Mensch, der
in den 7—8 wahren seiner eigentlichen geistigen,
philosophischen und theologischen Ausbildung, in
den Entscheidungsjahren seiner Charakterbildung
diesem deutschen Wesen völlig fremd geblieben sei,

könne unmöglich als katholischer Geistlicher in
Deutschland so bilden und beeinflussen, wie es im
Interesse einer deutschen Schule erforderlich sei.

Auf solche allzu eigen anmutenden Gedanken ein-
zugehen, erübrigt sich wohl. Es gibt einen berech-

tigten Nationalismus und eine berechtigte Bc-
tonung des deutschen Kulturgutes, aber beide müs-
sen sich in vernünftigen Grenzen halten. Das; aber
diese Bestimmung des Konkordates nichts wesent-
lich Neues ist, dürste sich daraus ergeben, das; auch

bisher schon immer eine Reihe deutscher Geistlicher
ihre Ausbildung in Rom erhielten, Männer, die

darum doch ihrem deutschen Wesen und ihrer
deutschen Art nicht entfremdet wurden. Erinnert
sei nur an Dr. Sonnenschein und Prälat Dr.
Kaas, die zu den führenden deutschen Katholiken
gehören und unermüdlich für das Wohl des deut-
sehen Volkes geschafft haben.

Weitere Angrisse der liberalen deutschen Leh-
rervereine richte,, sich gegen das Schlußprotokoll
des Konkordates, in dem die Anstellung von Pro-
fessoren an den theologischen Fakultäten geregelt
wird. Diese Bestimmungen sind folgende: „Bevor
an einer katholisch-theologischen Fakultät jemand
zur Ausübung des Lehramtes angestellt oder zu-
gelassen werden soll, wird der zuständige Bischof
gehört werden, ob er gegen die Lehre oder den

Lebenswandel des Vorgeschlagenen begründete
Einwendungen zu erheben habe. Die Anstellung
oder Zulassung eines derart Beanstandeten wird
nicht erfolgen Sollte ein einer kalholisch-theo-
logischen Fakultät ungehöriger Lehrer in seiner
Lehrtätigkeit oder in Schriften der katholischen
Lehre zu nahe treten oder einen schweren oder är-
gerlichen Verstos; gegen die Erfordernisse des prie-
sterlichen Lebenswandels begehen, so ist der zu-
ständige Bischof berechtigt, dem Minister für Wis-
senschaft, Kunst und Volksbildung hiervon Anzeige
zu machen. Der Minister wird in diesem Falle,
unbeschadet der dem Etaatsverhältnis des Bettes-
senden entspringenden Rechte Abhilfe leisten ins-
besondere für einen dem Lehrbedürfnis entsprechen-
den Ersatz sorgen." (Kölnische Bolkszeitung. 14.

Juni 1929, Nr. 411). Die liberalen deutschen

Lehrervereine sehen in diesen Bestimmungen den

Anfang einer Klerikalisierung der Hochschule, die

auch auf alle übrigen Schulen verhängnisvoll wir-
ken müsse. Man kann von katholischem Denken und

Fühlen Fernstehenden kein Verständnis für katho-

lischc Auffassungen erwarten. Uns ist es selbstver-
ständlich, daß ein Professor,' der zur Ausbildung
der künftigen Seelsorger des katholischen Volkes
beiträgt, in seiner Lehre und seinem Leben vor-
bildlicher Katholik ist. So bedauerlich die zwangs-
weise Entfernung eines Dozenten sein mag, man
kann von der katholischen Kirchenbehörde und vom
katholischen Volke nicht erwarten, das; es die Aus-
bildung seiner Geistlichen Lehrern anvertraut, die

völlig der Kirche entfremdet sind. Die Bestimmun-
gen über die Anstellung und Entfernung von Pro-
fessoren an den theologischen Fakultäten entsprechen
aber ebenfalls nur altem Brauche.

So zeigen die Angriffe, die die liberalen Leh-
rervereine gegen das preußische Konkordat richte-
ten und richten, nur ihr geringes Verständnis für
katholisches Denken. Bedauerlich ist nur, das; trod
dieser der Kirche so feindlichen Haltung doch noch

immer viele katholische Lehrer aus standespoliti-
tischen Gründen dem Allgemeinen Deutschen Leh-
rerverein und seinen Zweigvercinen angehören.

Was aber sagt das katholische Volk zum preusst-
scheu Konkordat? Es freut sich, das; es dem ge-
schickten jahrelangen Bemühen des Apostolischen
Nuntius gelungen ist, diesen Vertrag mit dem

preußischen Staat zustande zu bringen Wir wissen

— und die Worte, die der apostolische Nuntius
Pacclli in der Schlußversammlung des Freiburger
Katholikentages an das katholische deutsche Volk
richtete, beweise,, es aufs neue — daß Dr. Pacelli
bei seinen Konkordatsverhandlungen, die er führte,
nicht allein die Interessen der kirchlichen Behör-
den vertreten wollte, daß es ihm in gleicher Weise
darauf ankam, einen Vertrag zustande zu bringen,
der dem katholischen Volke und dem ganzen
preußischen Staate zum Nutzen gereicht Das
Konkordat wird den Katholiken Deutschlands re-
I'giöse und kirchliche Güter erhalten, es wird zu
einen, friedlichen Verhältnis zwischen Preußen und
der katholischen Kirche beitragen. So sehr wir be-

dauern, daß es nicht gelang, die unveräußerlichen
Rechte der Kirche auf dem Gebiete der Schule im
Konkordat festzulegen, wir deutschen Katholiken
wissen, daß es darum in den kommenden schul-

politischen Kämpfen umsomehr unsere Aufgabe
sein wird, für die Rechte der Kirche in Schulfra-
gen einzutreten und ihnen gesetzliche Sicherung zu
erlangen. Vom Konkordat aber erhoffen wir, daß

es helfen wird, katholisches Leben in Deutschland
reicher und blühender zu gestalten. Dazu wird al-
lerdings mutiges und kraftvolles Handeln des

ganzen katholischen Volkes, besonders der katho-
lischcn Laien, nötig sein.
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